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Einleitung 

Wissenszurechnung - hinter diesem Begriff verbirgt sich die Frage, ob und unter 
welchen Voraussetzungen eine Person haftet, wenn infolge arbeitsteiligen Han-
delns nicht sie selbst, sondern eine andere Person rechtlich relevante Umstände 
kennt oder infolge von Fahrlässigkeit nicht kennt. 

Wenn beispielsweise der Gebrauchtwagenhändler G sich nicht mehr selbst mit 
dem Einkauf und der Reparatur der Gebrauchtwagen befaßt, sondern seinen Ange-
stellten R damit betraut hat, die Fahrzeuge zu erwerben, auf Mängel zu untersu-
chen und gegebenenfalls zu reparieren, dann werden alle rechtserheblichen Mängel 
eines Fahrzeugs, die während des Einkaufs und der Reparatur zutage treten, nicht 
von G, sondern ausschließlich von R zur Kenntnis genommen. Erwirbt R nun ei-
nen Unfallwagen und repariert er diesen Unfallwagen so geschickt, daß selbst 
schwerste Mängel nicht mehr äußerlich sichtbar sind, dann weiß nicht G, sondern 
allein R, daß der Gebrauchtwagen mit einem Fehler behaftet ist. 1 Verkauft G die-
sen Unfallwagen unter Ausschluß der Gewährleistung an den Käufer K, ohne ihn 
darauf hinzuweisen, daß das Kraftfahrzeug ein Unfallwagen ist, dann stellt sich die 
Frage, ob der an sich gutgläubige G allein aufgrund des Wissens seiner Hilfsperson 
R gemäß § 463 S. 2 BGB2 haftet. Kann das Wissen eines Rechtssubjekts einem 
anderen Rechtssubjekt mit der Folge seiner Haftung zugerechnet werden? 

Diese Frage wird in Literatur und Rechtsprechung äußerst kontrovers disku-
tiert.3 Neben allgemeinen Rechtsgedanken wird vor allem die Vorschrift des § 166 
herangezogen, um eine Haftung des Geschäftsherrn kraft Wissenszurechnung beja-
hen zu können. Aber auch mit § 278 oder mit dem Gedanken der ordnungsgemä-
ßen Organisation der internen Kommunikation wird die Wissenszurechnung und 
damit die Haftung des Geschäftsherrn begründet. Bei juristischen Personen und 
Gesamthandsgesellschaften wird die Wissenszurechnung auch auf § 31 oder auf 
die Vorschriften über die Passivvertretung gestützt (§§ 28 II, 1629 I S. 2 HS. 2 
BGB, 125 II S. 3 HGB, 78 II S. 2 AktG, 35 II S. 3 GmbHG). 

1 Ein vergleichbarer Sachverhalt lag der Entscheidung des LG München I, ZIP 88, 924 zu-
grunde. 

2 Soweit nicht anders gekennzeichnet, sind alle §§ solche des BGB. 
3 In der dem Beispielsfall zugrundeliegenden Entscheidung des LG München I, ZIP 88, 

924 hat das Landgericht eine Arglisthaftung des Geschäftsherrn bejaht. Reinking und KippeIs 
lehnen dagegen eine Arglisthaftung des Geschäftsherrn ab und konstruieren statt dessen eine 
Fahrlässigkeitshaftung aus culpa in contrahendo wegen Organisationsverschuldens (vgl. 
Reinking-Kippels S. 895 f.). Huber wiederum lehnt nicht nur eine Arglisthaftung des Ge-
schäftsherrn, sondern auch eine Fahrlässigkeitshaftung ab (vgl. Soergel-Huber § 476 Rdn. 42 
und Fußnote 12). 
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Wissenszurechnung - das Problem der dogmatischen 
Begründung einer Haftungsverschärfung 

Die Wissenszurechnung dogmatisch zu begründen, ist schwierig, weil das BGB 
auf das Handeln von Einzelpersonen im eigenen Namen zugeschnitten ist.4 Rechts-
normen, die an die Kenntnis oder das Kennenmüssen bestimmte Rechtsfolgen an-
knüpfen, sind auf ein Rechtssubjekt grundsätzlich nur dann anwendbar, wenn ge-
rade dieses Rechtssubjekt die rechtserheblichen Umstände im maßgeblichen Zeit-
punkt gekannt oder infolge von Fahrlässigkeit nicht gekannt hat.s Dies soll an eini-
gen beispielhaft herausgegriffenen Rechtsnormen verdeutlicht werden. Nach 
§ 463 S. 2 haftet der Verkäufer auf Schadensersatz, wenn er einen Fehler arglistig 
verschwiegen hat. § 990 I begründet eine verschärfte Haftung, wenn der Besitzer 
beim Erwerb des Besitzes nicht in gutem Glauben war. Ein gutgläubiger Eigen-
tumserwerb ist nach §§ 932 ff. ausgeschlossen, wenn der Erwerber nicht in gutem 
Glauben ist. Alle diese Vorschriften setzen nach ihrem Wortlaut voraus, daß der 
konkret handelnde Verkäufer, Besitzer oder Erwerber die rechtserheblichen Um-
stände kennt. Dagegen finden die genannten Vorschriften nach ihrem Wortlaut 
keine Anwendung, wenn irgendein Dritter beispielsweise die Ehefrau oder ein 
Freund des gutgläubigen Verkäufers, Besitzers oder Erwerbers die rechtserhebli-
chen Umstände kennt. Diese beispielhaft herausgegriffenen Vorschriften veran-
schaulichen damit einen wesentlichen Grundsatz des BGB: Im Rechtsverkehr ist 
grundsätzlich jede Person nur für das eigene Tun und Unterlassen verantwortlich 
und muß dementsprechend auch nur fUr die eigene Kenntnis oder die eigene fahr-
lässige Unkenntnis einstehen.6 

Der Grundsatz, daß jedes Rechtssubjekt nur für die eigene Kenntnis und die ei-
gene fahrlässige Unkenntnis verantwortlich ist, enthält also eine Haftungsbe-
schränkung: Gehaftet wird grundsätzlich nur fUr eigenes Wissen, nicht aber für das 
fremde Wissen dritter Personen. 

Dieser Grundsatz wird durchbrochen durch die Wissenszurechnung. Die Wis-
senszurechnung setzt sich über die rechtliche Vielheit verschiedener Rechtssub-
jekte hinweg.7 Rechtsnormen, die an die Kenntnis oder das Kennenmüssen be-
stimmte Rechtsfolgen knüpfen, sind aufgrund der Wissenszurechnung nicht nur 
dann anwendbar, wenn das von der jeweiligen Rechtsnorm konkret betroffene 
Rechtssubjekt über das rechtserhebliche Wissen verfügt, sondern auch dann, wenn 
das maßgebliche Wissen bei einem anderen Rechtssubjekt vorhanden ist, das von 
der anzuwendenden Rechtsnorm nicht betroffen ist. Die Wissenszurechnung fUhrt 
beispielsweise dazu, daß der Verkäufer einer mangelhaften Sache nicht nur dann 

4 Waltennann, Arglist S. 889; WaItennann, Wissenszurechnung S. 185. 

5 Waltennann, Wissenszurechnung S. 185. 
6 Larenz, AT § 2 ß c). 

7 Drexl S. 499. 
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gemäß § 463 S. 2 auf Schadensersatz haftet, wenn er selbst den Mangel der Kauf-
sache wissentlich verschweigt, sondern auch dann, wenn eine von ihm eingesetzte 
Hilfsperson den Fehler der Kaufsache kennt und verschweigt. Durch die Wissens-
zurechnung werden also die subjektiven Tatbestandsmerkmale einer Rechtsnorm 
durch Umstände ausgefüllt, die zum Rechtskreis eines anderen Rechtssubjekts ge-
hören.8 Die Wissenszurechnung führt zu einer erheblichen Haftungsverschärfung. 
Denn das Rechtssubjekt haftet nicht nur bei eigener, sondern auch bei fremder 
Kenntnis oder fahrlässiger Unkenntnis. Durch die Wissenszurechnung tritt neben 
die Verantwortung für eigenes Wissen eine Verantwortung für fremdes Wissen.9 

Diese in der Wissenszurechnung liegende Haftungsverschärfung bedarf einer 
positiven Rechtfertigung, denn der Verantwortungsbereich eines Rechtssubjekts 
kann nicht willkürlich erweitert werden. Im folgenden soll deshalb untersucht wer-
den, wie in Literatur und Rechtsprechung die in der Wissenszurechnung liegende 
Haftungsverschärfung dogmatisch begründet wird. Da in der Literatur und der 
Rechtsprechung die Wissenszurechnung bei natürlichen Personen teilweise anders 
begründet wird als die Wissenszurechnung bei juristischen Personen und Gesamt-
handsgesellschaften, soll auch in der folgenden Untersuchung zwischen der Wis-
senszurechnung bei natürlichen Personen, der Wissenszurechnung bei juristischen 
Personen und der Wissenszurechnung bei Gesamthandsgesellschaften unterschie-
den werden. 

8 Drexl S. 499. 
9 Taupitz, Wissenszurechnung S. 17. 
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